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Hinweis: Diese PM wird von mehreren Pressestellen versendet, versehen mit jeweils 

eigenständigen Zitaten. 

Infrastrukturdialog des BMDV:  

Verbände fordern klima- und naturver-
trägliche Infrastrukturplanung  

Forderungspapier von Verbändebündnis drängt auf ernsthafte Über-

arbeitung des aktuellen Bundesverkehrswegeplans 

Wenig Transparenz und noch viel weniger Dialog – der von Bundesverkehrsminister 

Volker Wissing ins Leben gerufene Infrastrukturdialog zur Überarbeitung des Bun-
desverkehrswegeplans nimmt keine Fahrt auf. Nach zwei Sitzungen sind Mandat, 

Ziel und Ablauf noch immer nicht klar. Die Ungeduld der beteiligten Verbände 

wächst: Der Beteiligungsprozess darf nicht zu einem Feigenblatt für Wissing wer-

den. Aus diesem Grund richtet ein breites gesellschaftliches Bündnis aus Gewerk-

schaften, Umwelt-, Verkehrs- und Wirtschaftsverbänden sowie Initiativen ein For-

derungspapier an den Bundesverkehrsminister und die Bundesregierung, den Pro-

zess ernsthaft fortzusetzen. Mit dem aktuellen Bundesverkehrswegeplan als Brems-

klotz bleibt die Mobilitätswende auf der Strecke. 

ZITAT des Bündnis‘ Verkehrsinitiativen (BVI), das das Forderungspapier mitgezeich-

net hat: 

„Das Bundesverkehrsministerium verweigert sich den klimapolitischen Realitäten. 

Wir müssen aber heute die Weichen stellen für nachhaltige Mobilität und Arten-

schutz“, so Annette Niemann als Sprecherin des BVI und Vertreterin des BVI im Inf-

rastrukturdialog. 

Für Rückfragen: 

Annette Niemann (Tel. 0160-95511790, E-Mail: annette@buendnis-verkehrsinitiati-

ven.com) 

 

Hintergrundinformation Bündnis Verkehrsinitiativen: 

Wir sind ein deutschlandweites Bündnis aus über 100 einzelnen Bürgerinitiativen, die 

sich lokal gegen umstrittene Großprojekte im Straßenbau engagieren. Alle Bündnis-

partner verbinden die folgenden Forderungen: 

1. Die sofortige Aussetzung des Neu- und Ausbaus von Autobahnen und Bundes-

straßen bis zum Vorliegen des Ergebnisses der Bedarfsplanüberprüfung. 

2. Eine an den Anforderungen des Klimaschutzes orientierte, mit Bürgerbeteiligung 

umgesetzte, grundlegende Überprüfung der Bedarfspläne des Bundesverkehrs-

wegeplans 2030. 


